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Arbeitsschutz

1. AlIgemeine Schutzvorschriften für Arbeitnehmer

Der Arbeitnehmer befindet sich gegenüber dem Arbeitgeber in einer wirtschaft​lich unterlegenen Position. Damit der Arbeitgeber seine Stärke nicht dazu benutzt, den Arbeitnehmer beliebig nach seinen wirtschaftlichen Interessen einzusetzen und dabei Gefahren einer zu hohen Belastung oder dem Einsatz gefährlicher Stoffe auszusetzen, hat der Gesetzgeber öffentlich-rechtliche Arbeitsschutzvorschriften erlassen. Auf diesem Wege versucht er, ähnlich wie beim Kündigungsschutzrecht, das Kräfteverhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer anzugleichen und privatrechtliche Vereinbarungen in den Tarifverträgen zu ergänzen.

Durch das Arbeitnehmerschutzrecht werden öffentlich-rechtliche Pflichten gegen​über dem Staat begründet, die weitaus stärkere Verwirklichungs- und Sanktions​möglichkeiten (Sicherungsbestimmungen) unabhängig vom Willen des Arbeit​nehmers enthalten. Damit umfasst das Arbeitnehmerschutzrecht Normen, die den Arbeitgeber verpflichten, die gegenüber dem Arbeitnehmer von der Arbeit ausge​henden Gefahren zu beseitigen bzw. zu mindern. Über die Einhaltung dieser Nor​men wachen die Gewerbeaufsicht, die Berufsgenossenschaften, staatliche Gewerbeärzte usw.

1.1 
Arbeitsschutzgesetz
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Das Arbeitsschutzgesetz setzt eine Rahmenrichtlinie der Europäischen Union über Mindestvorschriften für den Gesundheitsschutz der Beschäftigten um. Es gilt für alle Tätigkeitsbereiche in der Privatwirtschaft, im öffentlichen Dienst sowie für alle Beschäftigtengruppen und ist somit die Rechtsgrundlage für den einheit​lichen betrieblichen Arbeitsschutz in Deutschland.

Ziel des Arbeitsschutzgesetzes ist es, die Sicherheit der Beschäftigten bei der Arbeit durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern (§ 1 ArbSchG). Dazu gehören sowohl technische Schutzmaßnahmen als auch Maßnahmen des Gesundheitsschutzes, wie z. B. die arbeitsmedizinische Vorsorge. Einzelheiten zu den erforderlichen Schutzmaßnahmen enthalten z. B. die Arbeitsstätten-Verord​nung, die Gefahrstoff-Verordnung und zahlreiche Unfallverhütungsvorschriften (UVV). Diese Vorschriften ergänzen § 618 BGB, der dem Arbeitgeber die arbeitsver​tragliche Pflicht aufgibt, den Arbeitsplatz und den Produktionsprozess so weit si​cher zu gestalten, wie dies nach der Natur der Sache möglich ist.

1.2 
Arbeitszeitgesetz

Das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) soll: 
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· die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der Arbeitszeitgestaltung gewährleisten,

· die Rahmenbedingungen für die flexiblen Arbeitszeiten verbessern und

· den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als Tage der Erholung der Arbeitnehmer schützen.

Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind alle Arbeiter, Angestellten und in der Berufsausbildung befindlichen Beschäftigten. Eine geschlechtliche Unterscheidung erfolgt nicht.

Grundsätzlich beträgt die werktägliche Arbeitszeit höchstens 8 Stunden. Die Arbeitszeit kann in Ausnahmefällen bis zu 10 Stunden verlängert werden, wenn in einem Zeitraum von 6 Monaten oder 24 Wochen eine durchschnittliche tägliche Arbeitszeit von höchstens 8 Stunden erreicht wird. Das Gesetz ermöglicht mit die​ser Ausnahme eine flexible Verteilung der täglichen Arbeitszeit über die Woche je nach den betrieblichen Erfordernissen.

Der Arbeitnehmer darf nicht länger als 6 Stunden ohne Ruhepause arbeiten. Die Ruhepausen betragen mindestens 30 Minuten und müssen vor Arbeitsaufnahme feststehen.

Die Zeit von 23 bis 6 Uhr bezeichnet das Gesetz als Nachtzeit. Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Arbeit, die mehr als 2 Stunden der Nachtzeit umfasst.

Grundsätzlich sind Sonn- und Feiertagsarbeit verboten. Der § 10 ArbZG enthält 16 gesetzliche Ausnahmen für die Sonn- und Feiertagsarbeit, so u. a.: 
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in Not-und Rettungsdiensten sowie bei der Feuerwehr,

· in Bereichen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Erhaltung der Funktionsfähigkeit von Gerichten, Behörden und für Zwecke der Verteidigung,

· in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Betreuung und Pflege von Personen,

· in Verkehrsbetrieben sowie beim Transport und Kommissionieren von leicht verderblichen Waren im Sinne des § 30 Abs. 3 Nr. 2 der Straßenverkehrsordnung.

· in den Energie- und Wasserversorgungsbetrieben sowie in Abfall- und Abwasserentsorgungsbetrieben.

Im Jahr müssen mindestens 15 Sonntage arbeitsfrei bleiben. Die Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist nur bis zu 10 Stunden erlaubt. Für jeden Sonn- und Feiertag, an dem der Arbeitnehmer arbeitet, hat er Anspruch auf einen "Ersatzfeiertag". Der Ersatzfeiertag muss bei Sonntagen innerhalb von 2, bei Feiertagen innerhalb von 8 Wochen gewährt werden. Die Tarifpartner können aber abweichende Regelungen treffen.
Die Arbeitszeitordnung im Sinne dieses Gesetzes ist nur eine Mindestregelung, die immer zugunsten der Arbeitnehmer auf Grundlage von betrieblichen Verein​barungen bzw. Tarifverträgen veränderbar ist.

Das ArbZG findet  u. a. für folgende Arbeitnehmer keine Anwendung:

· Leiter von öffentlichen Dienststellen und deren Vertreter,

· Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, die zu selbstständigen Entscheidungen in Personalangelegenheiten befugt sind,

· Personen unter 18 Jahre (für diese Personen gilt das Jugendarbeitsschutzgesetz),

Der § 19 ArbZG regelt die Arbeitszeit für Beschäftigte im öffentlichen Dienst. Die §§ 3 bis 13 ArbZG finden keine Anwendung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst, wenn sie hoheitliche Aufgaben wahrnehmen und wenn durch die zuständige Dienstbehörde die für Beamte geltenden Bestimmungen über die Arbeitszeit auf die Arbeitnehmer übertragen werden, soweit keine tarifvertraglichen Regelungen bestehen.

1.3 
Bundesurlaubsgesetz
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Rechtliche Grundlage des Urlaubsschutzes ist das Bundesurlaubsgesetz.

Der Jahresurlaub beträgt mindestens 24 Werktage. Werktage sind Tage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind (§ 3 BUrIG). Für Jugendliche und Schwerbe​hinderte gilt das JArbSchG bzw. das SGB IX.

Der Urlaub ist grundsätzlich zusammenhängend zu gewähren. Dies gilt nicht, wenn dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe entgegenstehen. Der Urlaub muss grundsätzlich im laufenden Kalender​jahr genommen werden. Eine Übertragung auf das nächste Jahr, die dringend betrieblich oder in der Person des Beschäftigten erforderlich ist, muss bis zum 31. März des folgenden Jahres genommen werden. Kann der Urlaub auch dann nicht mehr genommen werden, so ist er abzugelten (§ 7 BUrIG). Das Urlaubsentgelt wird aus dem Durchschnittsverdienst der letzten dreizehn Wochen vor Urlaubsbeginn be​messen (§ 11 BUrIG).

Während des Urlaubs darf die/der Beschäftigte keine Erwerbstätigkeit übernehmen, die dem Urlaubsziel widerspricht (§ 8 BUrlG).
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Wird ein Arbeitnehmer während des Urlaubs krank, so werden die Tage der Arbeitsunfähigkeit, die ärztlich nachzuweisen sind, auf den Jahresurlaub nicht angerechnet. Sie werden dem Beschäftigten "gutgeschrieben" (§ 9 BUrlG).

Die Regelungen des BUrlG sind Mindestbedingungen. Im Übrigen gelten die für den Beschäftigten günstigeren Bedingungen aus Einzelarbeitsvertrag oder Tarifvertrag bzw. Dienstvereinbarung.

1.4 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
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Nach zähem Ringen ist im August 2006 das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in Kraft getreten. Seitdem könnte z.B. ein männlicher Bewerber eine Benachteiligung geltend machen, weil eine Stelle eindeutig nur für weibliche Interessentinnen ausgeschrieben wurde. Zudem könnten sich ältere Bewerber über 45 Jahre ebenso diskriminiert fühlen wie Bewerber, die mit dem lokalen Dialekt nicht vertraut sind, aus ethnischen Gründen. Selbst die Aufforderung, einen handschriftlichen Lebenslauf und ein Lichtbild beizufügen, könnte eine

nicht zulässige Ungleichbehandlung bei der Bewerberauswahl indizieren.

1.4.1
Benachteiligungsverbot - Wer wird geschützt?
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Das Gesetz nennt ausdrücklich die folgenden Diskriminierungsmerkmale:
Nach § 7 AGG dürfen Beschäftigte wegen
· Geschlechts  
· Rasse oder ethnischer Herkunft,

· Religion 

· Alter
· Behinderung und

· sexueller Identität

nicht benachteiligt werden. Geschützt werden nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch Auszubildende, Leiharbeitnehmer, arbeitnehmerähnliche Personen, Heimarbeiter und die ihnen Gleichgestellten. 
Selbst wer nicht in einem Arbeits- oder ähnlichem Dienstverhältnis steht, kann sich auf den Schutzzweck des Gesetzes berufen:

Nicht nur Stellenbewerber, sondern auch ehemalige Beschäftigte und in beschränktem Ausmaß Selbständige und Organmitglieder, beispielsweise Geschäftsführer, gelten als geschützte Beschäftigte im Sinne des § 6 AGG. 
1.4.2
Welche Verhaltensweisen sind verboten?
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Verbotene Verhaltensweisen sind unmittelbare und mittelbare Benachteiligungen,

Belästigungen, sexuelle Belästigungen und die Anweisung zu Benachteiligungen (§ 3 AGG).

Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen der oben aufgezählten Gründe eine weniger günstige Behandlung erfährt, erfahren hat oder erfahren würde als eine andere Person, beispielsweise, wenn ein Bewerber allein wegen seiner Nationalität nicht eingestellt wird.
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Mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen einer der genannten Diskriminierungsgründe gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen, beispielsweise wenn in einer Betriebsvereinbarung

Ausnahmen von Arbeitszeitregelungen zugunsten allein erziehender Mütter festgelegt sind - nicht jedoch zugunsten allein erziehender Väter.
1.4.3
Organisationspflichten des Arbeitgebers

Nach § 12 AGG ist der Arbeitgeber verpflichtet, erforderliche präventive Maßnahmen zum Schutz vor Benachteiligungen zu ergreifen. An dieser Stelle bleibt das Gesetz bedauerlicherweise unklar: 
Zwar soll der Arbeitgeber in geeigneter Weise auf Benachteiligungen reagieren und dafür sorgen, dass diese zukünftig unterbleiben. Was der Arbeitgeber jedoch konkret unternehmen soll, ist nicht

präzise geregelt. Je nach Größe des Betriebes können unterschiedliche Maßnahmen sinnvoll sein. In jedem Fall soll der Arbeitgeber seine Mitarbeiter entsprechend schulen und aufklären (§ 12 Abs. 2 AGG).
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Zu beachten ist, dass der Arbeitgeber auch gegen Diskriminierungen von Mitarbeitern gegenüber anderen Beschäftigten vorzugehen hat. Nach § 12. Abs. 3 AGG sind dann die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen bis hin zu Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreifen.

Zudem besteht die Verpflichtung, geeignete und angemessene Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen, wenn diese bei Ausübung ihrer Tätigkeit von Kunden, Lieferanten

etc. benachteiligt werden (§ 12 Abs. 4 AGG). Welche Maßnahmen dies sein können, regelt das Gesetz nicht.
Darüber hinaus hat der Arbeitgeber nach § 13 AGG eine Beschwerdestelle einzurichten. Das Gesetz sagt aber nichts darüber aus, wie sich diese Beschwerdestelle zusammenzusetzen hat. Eine Person als Beauftragter dürfte üblicherweise ausreichend sein. Über die Einrichtung der Beschwerdestelle sind die Mitarbeiter zu informieren. Um eine ordnungsgemäße Aufgabenwahrnehmung zu ermöglichen, ist die Beschwerdestelle auf Kosten des Arbeitgebers in der notwendigen Weise mit Personal und Sachmitteln auszustatten.

1.4.4
Rechtsfolgen und Rechte der Beschäftigten

Bestimmungen in Arbeitsverträgen oder Betriebsvereinbarungen, die gegen   das Benachteiligungsverbot verstoßen, sind nach § 7 Abs. 2 AGG nichtig. Zudem können benachteiligte Mitarbeiter folgende Rechte in Anspruch nehmen:
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Beschwerderecht bei den zuständigen Stellen (§ 13 AGG).

· Leistungsverweigerungsrecht ohne finanzielle Nachteile in Fällen von Belästigung'" und sexueller Belästigung, allerdings nur, wenn der Arbeitgeber keine oder keine geeigneten Gegenmaßnahmen ergreift (§ 14AGG).
· Entschädigung und Schadenersatz (§ 15 



AGG)
Hinsichtlich des letzten Punktes besteht erhebliche Unsicherheit. Zu beachten ist, dass materielle Schadenersatzansprüche bei der Entschädigung - nur geltend gemacht werden können, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung vorsätzlich oder fahrlässig zu vertreten hat. Immaterielle Schadenersatzansprüche wie z. B. auf Schmerzensgeld können auch verschuldensunabhängig verlangt werden. Die Höhe der Entschädigung muss angemessen sein und darf im Falle einer NichteinsteIlung gemäß § 15 Abs. 2 S. 2 AGG drei Monatsgehälter nicht übersteigen.

1.4.5
Besondere Klagerechte

Bei groben, gesetzlich nicht näher definierten Verstößen des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot können sowohl der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft

auf Unterlassung, Duldung oder Vornahme einer Handlung klagen, um die Diskriminierung zu beseitigen. Gerichtliche Schritte können in diesem Fall sogar ohne Zustimmung des Betroffenen eingelegt werden.

Weitere Klagerechte stehen Betriebsrat und Gewerkschaften jedoch nicht zu. Insbesondere individuelle Ansprüche, z. B. auf Zahlung einer Entschädigung bei nicht erfolgter Einstellung,

können nur von der betroffenen Person selbst geltend gemacht werden.

Unabhängig von sonstigen Rechten können nicht gewerbliche Antidiskriminierungsverbände

in solchen Verfahren die Betroffenen beraten, in denen kein Anwaltszwang besteht.

1.5
Kündigungsschutzgesetz

Das deutsche Kündigungsschutzgesetz (KSchG) ist ein Gesetz, das die im Zivilrecht grundsätzlich bestehende Kündigungsfreiheit von Verträgen mit einer längeren Laufzeit ("Dauerschuldverhältnissen") zugunsten des Arbeitnehmers bei der Beendigung von Arbeitsverhältnissen auf sozial gerechtfertigte Kündigungen beschränkt.
1.5.1
Kündigungsgründe 
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§ 1 Abs. 2 KSchG sieht dafür drei Gründe vor:

· personenbedingte, 

· verhaltensbedingte, 

· betriebsbedingte. 

1.5.1.1
Personenbedingte Kündigung 

Bei der personenbedingten Kündigung liegen die Gründe für die Auflösung des Arbeitsverhältnisses in der Person des Arbeitnehmers. Bei der personenbedingten Kündigung kann der Arbeitnehmer die Arbeit nicht (mehr) ausführen. Häufigster Fall der personenbedingten Kündigung ist die Kündigung wegen einer lang anhaltenden Krankheit, die zur Arbeitsunfähigkeit führt und auch in Zukunft führen wird. Im Unterschied zur verhaltensbedingten Kündigung trifft den Arbeitnehmer bei der personenbedingten Kündigung in der Regel kein Verschulden.

1.5.1.2
Verhaltensbedingte Kündigung 

Bei der verhaltensbedingten Kündigung ist der Grund für die Kündigung ein Fehlverhalten des Arbeitnehmers, das dem Arbeitgeber ein weiteres Festhalten am Arbeitsverhältnis unzumutbar macht. Oft, aber nicht zwingend, wird die verhaltensbedingte Kündigung als fristlose bzw. außerordentliche Kündigung, das heißt ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist ausgesprochen.

Bevor der Arbeitgeber eine verhaltensbedingte Kündigung ausspricht, muss er wegen desselben bzw. eines gleich gelagerten Fehlverhaltens den Arbeitnehmer in der Regel vorher abgemahnt haben. Eine Abmahnung ist nur entbehrlich, wenn das Fehlverhalten so gravierend ist, dass dem Arbeitnehmer von vornherein klar sein musste, dass dieses Verhalten unter keinen Umständen geduldet wird.
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Beispiele für verhaltensbedingte Kündigungen sind die Kündigung wegen Diebstahls (insbesondere beim Arbeitgeber), häufigen Zuspätkommens, Nichtanzeige von Arbeitsunfähigkeit, eigenmächtigen Urlaubsantritts oder „krank“ bzw. „Blaumachens“. Neuerdings gehört auch das unerlaubte surfen im Internet zu den von den Arbeitsgerichten anerkannten Kündigungsgründen. Häufig werden auch Alkohol- und Drogenkonsum als verhaltensbedingte Kündigungsgründe genannt. Dies ist allerdings dann problematisch, wenn der Arbeitnehmer abhängig, also krank ist. In diesem Fall ist sein Verhalten nicht steuerbar, und es liegen wohl eher die Voraussetzungen für eine personenbedingte Kündigung vor.

Da die verhaltensbedingte Kündigung mehr oder weniger selbstverschuldet ist, spricht die Arbeitsagentur in der Regel eine Sperrzeit aus, wenn das Arbeitsverhältnis verhaltensbedingt gekündigt wird.
1.5.1.2
Betriebsbedingte Kündigung 

Von einer betrieblich bedingten Kündigung spricht man, wenn sachliche Gründe zu einer Unternehmerentscheidung führen, die ihrerseits den Wegfall des Arbeitsplatzes des betroffenen Arbeitnehmers oder einer Mehrzahl von Arbeitsplätzen zur Folge hat. Hierbei sind grundsätzlich Gründe zu unterscheiden, die von außen auf das Unternehmen einwirken (beispielsweise Umsatzeinbußen, Wegfall von Aufträgen) und Gründe, die vom Unternehmen selbst herbeigeführt werden (Organisationsentscheidungen, Umstrukturierung, Betriebsschließung). Die Unternehmerentscheidung selbst wird dabei von den Arbeitsgerichten nur auf "offensichtliche Willkür oder Unsachlichkeit" geprüft.

Bei betrieblich bedingten Gründen ist die Sozialauswahl gemäß § 1 Abs. 3 KSchG zu beachten. Von mehreren vergleichbaren Arbeitnehmern ist der Arbeitnehmer zu kündigen, der die besten Sozialdaten hat, das heißt der am wenigsten von der Kündigung getroffen wird. Als Kriterien der Sozialauswahl dürfen seit der Neufassung des Kündigungsschutzgesetzes ab 1. Januar 2004 ausschließlich die Dauer der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter, bestehende Unterhaltspflichten und möglicherweise vorliegende Schwerbehinderung herangezogen werden.
1.5.2 Voraussetzungen für die Anwendung 
1.5.2.1
Zahl der Arbeitnehmer 

Das Unternehmen muss in der Regel mindestens 11 Arbeitnehmer beschäftigen, sogenannte Kleinbetriebsklausel, § 23 KSchG.

Für die Berechnung der Mitarbeiterzahl werden Teilzeitbeschäftigte wie folgt berücksichtigt:

· bis einschließlich 20 Stunden/Woche: 0,50 

· bis einschließlich 30 Stunden/Woche: 0,75. 

Auszubildende werden nicht berücksichtigt. Bis 31. Dezember 2003 genügte für die Anwendbarkeit des Kündigungsschutzgesetzes eine Zahl von mehr als fünf (mindestens also 5,25) Arbeitnehmern. Wer nach dieser Altregelung am 31. Dezember 2003 Kündigungsschutz hatte, behält diesen Kündigungsschutz auch weiterhin, wenn mit ihm weiterhin mehr als fünf "Altarbeitnehmer" im Betrieb beschäftigt sind. Scheiden allerdings solche "Altarbeitnehmer" aus dem Arbeitsverhältnis aus und sinkt dadurch der Schwellenwert auf fünf oder darunter, verlieren alle anderen ihren bisherigen Kündigungsschutz.
1.5.2.2
Dauer des Arbeitsverhältnisses 

Das Arbeitsverhältnis muss seit mindestens sechs Monaten bestehen (§ 1 Abs. 1 KSchG).
1.5.2.3
Klagefrist 
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Das Kündigungsschutzgesetz statuiert in § 7 KSchG für die Kündigungsschutzklage eine Klagefrist von drei Wochen. Diese Klagefrist stellt jedoch keine Zulässigkeitsvoraussetzung dar. Vielmehr gilt die Kündigung als von Anfang an rechtswirksam, wenn sie nicht innerhalb von drei Wochen seit Zugang durch eine Klage beim Arbeitsgericht angegriffen wird (§§ 4, 7 KSchG). Die Klage ist also als unbegründet, nicht aber als unzulässig zurückzuweisen, wenn die Dreiwochenfrist überschritten wurde. Diese Klagefrist gilt seit 1. Januar 2004 für alle Kündigungen und alle Unwirksamkeitsgründe, muss also in jedem Fall eingehalten werden, auch wenn das Kündigungsschutzgesetz auf das Arbeitsverhältnis nicht anwendbar sein sollte (Beispiel: Kündigung einer Schwangeren im Kleinbetrieb, zu kurze Kündigungsfrist, vergleiche: Kündigungsfristen im Arbeitsrecht)! Einzige Ausnahme ist die entgegen der Formvorschrift des § 623 BGB nicht schriftlich ausgesprochene Kündigung, deren Unwirksamkeit auch noch nach Ablauf der Dreiwochenfrist geltend gemacht werden kann. Auch wenn ein Arbeitnehmer sich nicht auf die Unwirksamkeit der Kündigung selbst, sondern nur darauf berufen will, dass die für ihn zutreffende Kündigungsfrist nicht eingehalten sei, kann er dies auch noch nach Ablauf der Drei-Wochenfrist durch Klage beim Arbeitsgericht geltend machen (Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Dezember 2005, Aktenzeichen: 2 AZR 148/05, vgl. Pressemitteilung BAG Nr. 81/05).
1.5.3
Änderungskündigung 

Eine Änderungskündigung liegt vor, wenn das bisherige Arbeitsverhältnis außerordentlich (in der Regel dann fristlos) oder ordentlich (unter Einhaltung der Mindestkündigungsfrist) gekündigt wird und zugleich die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses (bei der ordentlichen Änderungskündigung: nach Ablauf der Kündigungsfrist) zu geänderten (in der Regel zu verschlechterten) Bedingungen angeboten wird (vergleiche § 2 KSchG). Auch hier verlangt das Kündigungsschutzgesetz für die Wirksamkeit der Änderungskündigung das Vorliegen von Kündigungsgründen im Sinne von § 1 Abs. 2 KSchG und für eine rechtserhebliche Beanstandung die Einhaltung der dreiwöchigen Klagefrist.

Der Arbeitnehmer kann entweder das Änderungsangebot ablehnen und gegen die Änderungskündigung klagen. Verliert er dann den Prozess, ist das Arbeitsverhältnis beendet; gewinnt er, hat er einen Weiterbeschäftigungsanspruch zu den alten, besseren Vertragsbedingungen.

Er kann aber auch die Änderung der Vertragsbedingungen "unter dem Vorbehalt ihrer sozialen Rechtfertigung" annehmen und die Änderung (mit einer so genannten Änderungsschutzklage) innerhalb der dreiwöchigen Klagefrist gerichtlich überprüfen lassen. Dieser Vorbehalt ist innerhalb der Kündigungsfrist spätestens aber innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Kündigung gegenüber dem Arbeitgeber (nicht gegenüber dem Gericht!) zu erklären. Wird innerhalb der (längstens) dreiwöchigen Frist der Vorbehalt gegenüber dem Arbeitgeber erklärt und ebenfalls innerhalb dieser Frist Klage zum Arbeitsgericht erhoben, prüft das Gericht die soziale Rechtfertigung jeder einzelnen Änderung. Fehlt sie (auch nur für eine einzelne Vertragsänderung und sei es die nebensächlichste) ist die gesamte Änderungskündigung sozial nicht gerechtfertigt. Der Arbeitnehmer hat dann einen Weiterbeschäftigungsanspruch zu unveränderten Vertragsbedingungen. Ist die Änderungskündigung dagegen sozial gerechtfertigt, verliert also der Arbeitnehmer den Prozess, muss er zwar zu den schlechteren Bedingungen weiterarbeiten, behält aber seinen Arbeitsplatz. Die Erklärung des Vorbehalts reduziert also für den Arbeitnehmer das Risiko des Arbeitsplatzverlustes auf Null.

2. Besondere Schutzvorschriften

Für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern gelten besondere Schutzvorschriften. Diesem besonderen Schutz unterliegen jugendliche Arbeitnehmer, schwerbehin​derte Arbeitnehmer und schwangere Arbeitnehmerinnen. Der Schutz der arbei​tenden Jugend findet eine rechtlichen Grundlagen im Jugendarbeitsschutzgesetz.

2.1 
Schutz schwer behinderter Arbeitnehmer
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Ziel des Schwerbehindertenrechts ist es, Personen in den Arbeitsprozess einzuglie​dern und besonders zu schützen, die durch ihre Schwerbehinderung viele Arbeiten nicht in der Weise ausführen können wie nicht Behinderte.

Als schwer behindert im Sinne des Arbeitsrechts gelten Personen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 % (§ 2 SGB IX).

Private und öffentliche Arbeitgeber, die über mindestens 20 Arbeitsplätze ver​fügen, müssen einen Mindestsatz an Arbeitsplätzen mit Schwerbehinderten be​setzen (§ 71 SGB IX). Wenn die vorgeschriebene Prozentzahl nicht erreicht wird, hat der Arbeitgeber eine Ausgleichsabgabe für jeden nicht besetzten Arbeitsplatz zu entrichten (§ 77 SGB IX).

Für Schwerbehinderte gelten besondere Schutzvorschriften und Anspruchsgrund​lagen gegenüber ihrem Arbeitgeber:
· Allgemeines Benachteiligungsverbot (§ 81 Abs. 2 SGB IX).

· Schwerbehinderte sind ihren Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechend im Betrieb optimal einzusetzen, in ihrem beruflichen Fortkommen zu fördern, sowie mit einem behindertengerechten Arbeitsplatz auszustatten (§ 81 Abs. 4 SGB IX).
· Schwerbehinderte haben einen Anspruch auf Teilzeitarbeit, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen der Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist (§ 81 Abs. 5 SGB IX).

· Schwerbehinderte sind auf ihr Verlangen von Mehrarbeit freizustellen (§ 124 SGB IX).

· Schwerbehinderte haben einen Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen pro Urlaubsjahr. Tarifliche, betriebliche oder sonstige Regelungen, die ihnen Zusatzurlaub gewähren, bleiben davon unbe​rührt (§ 125 SGB IX).
.

· Für schwer behinderte Arbeitnehmer gilt ein erweiterter Kündigungsschutz.

· In Betrieben und Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte ständig beschäftigt sind, ist ein(e) Vertrauensmann/Vertrauensfrau und mindestens ein Stellvertreter zu wählen (§ 94 SGB IX). Der Personalrat hat u. a. die Eingliederung Schwerbehinderter zu fördern (§ 93 SGB IX).

2.2   
Schutz schwangerer Arbeitnehmerinnen

 Rechtsgrundlagen für den Mutterschutz sind:

· das Mutterschutzgesetz (MuSchG)

· das Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) und . das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) (s. Abschnitt 6.1.2).
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Bei der Arbeitsplatzgestaltung und bei der Beschäftigung sind für werdende und stillende Mütter vonseiten des Arbeitgebers besondere Schutzmaßnahrnen zu treffen, um Leben und Gesundheit der werdenden / stillenden Mutter zu gewährleisten
Beispiel:

Zum Ausgleich für stehende Arbeiten müssen Sitzgelegenheiten bereitgestellt werden, zum Ausgleich von sitzenden Arbeiten müssen Unterbrechungsmöglichkeiten geboten werden (§ 2 MuSchG).

Werdende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden, wenn nach ärztlicher Einschätzung Leben oder Gesundheit von Mutter und Kind gefährdet sind (§ 3 MuSchG). Sie dürfen zudem sechs Wochen vor Entbindung und acht Wochen nach der Entbindung nicht beschäftigt werden. Das gilt nicht, wenn sie ausdrücklich mit der Beschäftigung einverstanden sind. Die Einverständniserklärung kann jederzeit widerrufen werden (§§ 3, 6 MuSchG).

Es gilt ein Beschäftigungsverbot für schwere körperliche Arbeiten und für Arbeiten, die gesundheitsgefährdend sind (§ 4 MuSchG), sowie für Mehrarbeit, Nacht. und Sonntagsarbeit (§ 8 MuSchG).

Eine Kündigung während der Schwangerschaft und bis vier Monate nach der Entbindung ist unzulässig (§ 9 MuSchG). Hier gilt ein erweiterter Kündigungsschutz (s. Abschnitt 4.2.2).

Verstößt der Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese Vorschriften, kann er, je nach Verstoß, mit einer Geldbuße oder sogar mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr belegt werden (§ 21 MuSchG).
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Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Elternzeit bis zum 3. Lebensjahr des Kindes; ein Anteil von bis zu 12 Monaten ist mit Zustimmung des Arbeitgebers auf die Zeit bis zur Vollendung des achten Lebensjahres übertragbar (§ 15 BErzGG).

Ein Arbeitnehmer, der Elternzeit in Anspruch nimmt, unterliegt einem besonde​ren Kündigungsschutz (s. Abschnitt 4.2.2).

Diese Regelungen gelten auch für erziehende Väter.

2.3 Jugendarbeitsschutz
Das Jugendarbeitsschutzgesetz (Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend – JArbSchG) ist ein deutsches Gesetz zum Schutz von arbeitenden Kindern und Jugendlichen. Es zählt zu den Gesetzen des sozialen Arbeitsschutzes.
Das Jugendarbeitsschutzgesetz begrenzt die Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden bei einer Fünf-Tage-Woche. Wird die Arbeitszeit an einzelnen Werktagen verkürzt, kann die Arbeitszeit an anderen Tagen auf maximal 8,5 Stunden verlängert werden(§ 8). Das Mindestalter ist 15 Jahre, für Arbeiten in der Landwirtschaft und als Zeitungsausträger gibt es jedoch Ausnahmen. Die Arbeitszeit ist grundsätzlich auf den Zeitraum zwischen 6.00 Uhr und 20.00 Uhr begrenzt, es gibt jedoch eine Reihe von Ausnahmen für Bäckereien, Gaststätten, kulturelle Veranstaltungen usw.
Das Jugendarbeitsschutzgesetz enthält des Weiteren Vorschriften für den Jahresmindesturlaub und den Berufsschulbesuch. Die Vorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes sind nicht abdingbar, d. h. es kann auch bei Festlegung im Arbeitsvertrag nicht davon abgewichen werden. Verstöße gegen das JArbSchG gelten als Ordnungswidrigkeiten. Wer die Gesundheit oder die Arbeitsfähigkeit des Kindes, Jugendlichen oder Heranwachsenden vorsätzlich gefährdet oder schädigt, begeht eine Straftat nach § 58 Abs. 5 bzw. Abs. 6 JArbschG. Das JArbSchG ist damit Teil des Nebenstrafrechts.
Es dürfen auch Jugendliche im Alter von 14 Jahren arbeiten, jedoch darf dies nur zwei Stunden pro Tag umfassen und nicht vor der Schule stattfinden.
"Sekretärin mit Berufserfahrung


gesucht. Als gestandene Frau passen


Sie in unser Team, wenn Sie


nicht älter als 45 Jahre sind, fest


verwurzelt in der Region sind und


daher neben Englisch und Französisch in Wort und Schrift auch den lokalen Dialekt beherrschen. Erfahrung mit den üblichen Officeprogrammen setzen wir voraus.


Sollten wir Ihr Interesse geweckt


haben, lassen Sie uns bitte die


üblichen Bewerbungsunterlagen


mit handschriftlichem Lebenslauf


sowie Lichtbild zukommen."
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